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Rundschreiben R 33 612015
Umsetzung der W-Bedarfszuweisungen und der
VV-Haushaltssicherung;
Anwendungshinweise zu Buchstabe B. Ziffer 2.2 Satz 1
W-Bedarfszuweisungen vom 22. Juni 2015 und zu
Buchstabe C. Ziffer 1.2.2.2, 1. Spiegelstrich W-Haushaltssicherung
vom 09.07.2012

1. Gemäß Buchstabe B. Ziffer 2.2 Satz 1 der Verwaltungsvorschrift des
Thüringer Ministeriums für Inneres und Kommunales über das Antrags-
und Bewilligungsverfahren sowie die Verteilung und die Verwendung der
Mittel für Bedarfszuweisungen nach § 24 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 4
Thüringer Finanzausgleichsgesetz (W-Bedarfszuweisungen) vom 22.
Juni 2015 ist Zuweisungsvoraussetzung für Bedarfszuweisungen zur
Haushaltskonsolidierung (~ 24 Abs. 2 Nr. 1 ThürFAG), dass im Zeitraum
der Haushaltskonsolidierung grundsätzlich ein Hebesatz von mindestens
110% der Höhe des gewichteten Landesdurchschnitts in der jeweiligen
Gemeindegrößenklasse für die Grundsteuer A, die Grundsteuer B und
die Gewerbesteuer festzusetzen ist.

2. Hierzu ergehen folgende Anwendungs- und Vollzugshinweise:

Nach dem Wortlaut der Bestimmung (,‚grundsätzlich‘), ist ein ausnahms
loser jährlicher Anpassungszwang der Realsteuerhebesätze nicht zwin
gend geboten. Eine Ausnahme ist insbesondere in folgendem Fall mög
lich: Thüringer Ministerium für

Inneres und Kommunales
Steigerstraße 24
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a. Wenn der Anpassungssatz in einem laufenden Jahr nur geringfügig
wäre, so kann von einer Anpassung der Hebesätze in bis zu drei
Haushaltsjahren, in denen jeweils diese Voraussetzung vorliegt, ab
gesehen werden. Als geringfügig in diesem Sinne gilt eine Erhöhung
des Hebesatzes von jeweils unter 10 Prozentpunkten.

b. Zur Einhaltung des (Gesamt-)Konsolidierungserfolges muss spätes
tens im vierten Haushaltsjahr eine Erhöhung der Hebesätze erfolgen,
die auch die Einnahmeverzögerung finanziell umfasst und das Kon
solidierungspotential nachholend ausschöpft, da die Bestimmung le
diglich formale nicht aber materielle Erleichterungen im Hinblick auf
den Konsolidierungserfolg abdeckt.

3. Nach Buchstabe 0. Ziffer 1.2.2.2, 1. Spiegelstrich der Verwaltungsvor
schrift des Thüringer lnnenministeriums zur Aufstellung eines Haushalts
sicherungskonzeptes nach § 53a der Thüringer Kommunalordnung
oder § 4 des Thüringer Gesetzes über die kommunale Doppik (W
Haushaltssicherung) vom 09.07.2012 wird von Kommunen in der Haus
haltskonsolidierung erwartet, dass sie die Grundsteuer A, die Grundsteu
er B und die Gewerbesteuer mit Hebesätzen mindestens in der Höhe des
gewichteten Landesdurchschnitts in der jeweiligen Gemeindegrößen
klasse erheben.

Gemäß § 53a Abs. 3 Satz 1 ThürKO bzw. § 4 Abs. 4 Satz 1 ThürKDG
besteht die Pflicht zur jährlichen Fortschreibung des Haushaltssiche
rungskonzeptes. Im Zusammenhang mit dem Wortlaut des Buchstaben
0. Ziffer 1.2.2.2, 1. Spiegelstrich W-Haushaltssicherung (,‚wird erwar
tet“), ist ein ausnahmsloser jährlicher Anpassungszwang der Realsteu
erhebesätze nicht zwingend geboten.

Die Ausführungen zu Ziffer 2.a. und b. gelten daher auch entsprechend
für die Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes.

4. Die erforderlichen Angaben sind bei kameral buchenden Kommunen in
Formular XII. Tabelle 4 bzw. Tabelle 5 sowie Formular XIX. (ggf. mit wei
teren Anlagen und Erläuterungen) der mit Rundschreiben des Ministeri
ums für Inneres und Kommunales vom 10. November 2014 (Az. 33.22-
1018-1/2014) bekanntgemachten Formulare zur Aufstellung eines
Haushaltssicherungskonzeptes nach § 53a der Thüringer Kommunalord
nung oder § 4 des Thüringer Gesetzes über die kommunale Doppik (VV
Haushaltssicherung) in der jeweils gültigen Fassung einzutragen.
Doppisch buchende Kommunen machen die erforderlichen Angaben
entsprechend in Formular X. Tabelle 4 bzw. Tabelle 5 sowie Formular
XVII.
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5. Die Rechtsaufsichtsbehörden werden gebeten, das Rundschreiben an
die Kommunen des jeweiligen Zuständigkeitsbereiches weiterzuleiten.

Im Auftrag

I•1 /~
Andreas Zimmermann
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